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Verband  de r  p r i va ten
Krankenve rs i che rung  e .V.

Steuerfinanzierung der GKV
Mit der Gesundheitsreform wurde ein Ein-

stieg in die verstärkte Steuerfinanzierung

der gesetzlichen Krankenversicherung

(GKV) verabschiedet. Der Bundeszuschuss

zur GKV soll von 2,5 Mrd. Euro in 2007 und

2008 schrittweise um 1,5 Mrd. Euro jährlich

bis auf 14 Mrd. Euro steigen. Bis einschließ-

lich 2009 soll dies über Ausgabensenkungen

im Bundeshaushalt und ab 2010 über Steuer-

erhöhungen finanziert werden. Die Steuer-

finanzierung droht damit zum Auslöser für

beträchtliche Höherbelastungen der Steu-

erzahler zu werden.

Eine ergänzende Steuerfinanzierung der

Sozialversicherungen ist nur dann geboten,

wenn die Steuermittel zur Finanzierung von

versicherungsfremden Leistungen verwen-

det werden. An deren Umfang sollte also

der Bundeszuschuss bemessen werden. In

der GKV zählen dazu hauptsächlich Leis-

tungen bei Schwangerschaft und Mutter-

schaft, die insgesamt bei etwa drei Mrd. Eu-

ro liegen.Der geplante Zuschuss würde die-

ses Volumen weit übersteigen.Das liegt dar-

an, dass der Gesetzgeber auch die beitrags-

freie Mitversicherung der Kinder zu den

versicherungsfremden Leistungen zählt.

Diese Begründung ist jedoch bei näherer

Überprüfung nicht aufrechtzuerhalten.

Die beitragsfreie Mitversicherung der Kin-

der in der GKV ist keine versicherungs-

fremde Leistung, die aus allgemeinen Haus-

halts- und Steuermitteln zu finanzieren wä-

re. Die Versicherten mit Kindern gewähr-

leisten die dauerhafte Funktionsfähigkeit

der Umlagefinanzierung der GKV. Sie sor-

gen dafür, dass jeweils eine neue Beitrags-

zahlergeneration die erhöhten Gesund-

heitsleistungen für die Alten maßgeblich fi-

nanziert. Die Versicherten mit Kindern er-

bringen also durch Aufziehen, Betreuung

und Erziehung der Kinder beitragsähnliche

Zusatzleistungen für die GKV,die durch die

beitragsfreie Mitversicherung der Kinder in
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grob pauschalierter Weise

ausgeglichen werden. Die-

ser Ausgleich zwischen Ver-

sicherten mit und ohne Kin-

der erfolgt zu Recht inner-

halb des Systems der GKV,

weil diese nach dem Umlageverfahren fi-

nanziert wird und daher auf das Nachwach-

sen von Kindern angewiesen ist.

In der PKV hingegen wird das Kapitalde-

ckungsverfahren angewendet, bei dem je-

der Versicherte Beiträge entrichtet, aus de-

nen Rückstellungen für das Alter gebildet

werden. Jeder privat Versicherte betreibt

also finanzielle Eigenvorsorge in ausrei-

chendem Maße. Auch für ihre Kinder zah-

len die privat Versicherten Beiträge. Daher

ist es nicht sachgerecht, die privat Versi-

cherten über Steuerzahlungen in den Aus-

gleich der GKV zwischen Versicherten mit

und ohne Kinder einzubeziehen und dafür

zusätzlich zu belasten.

Darüber hinaus ist zu bemängeln, dass

durch die Steuerfinanzierung das Finanzie-

rungsgeflecht der GKV noch intransparen-

ter würde. Die tatsächlichen Gesamtkosten

des Systems würden verschleiert und unter-

schätzt, was den politischen Druck verrin-

gert, vorhandene Einspar- und Effizienzre-

serven auf der Ausgabenseite zu nutzen.

Vielmehr würde das ineffiziente GKV-Sys-

tem durch zusätzliche Steuermittel alimen-

tiert.Daher sollte der bestehende Leistungs-

katalog überprüft und gegebenenfalls re-

duziert werden. Einsparpotenziale könnten 

genutzt werden, um

die Beitragszahler zu

entlasten.
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